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Die globale Wirtschaft ist in Bewegung geraten. Nach Pandemie, Energiekrise und
geopolitischen Verwerfungen hat eine neue Phase begonnen: Staaten greifen wieder aktiv in
industrielle Entwicklungen ein, mobilisieren öffentliche Mittel und setzen strategische Anreize
für private Investitionen. Von Washington über Peking bis Neu-Delhi wird Industriepolitik nicht
mehr als ordnungspolitische Ausnahme betrachtet, sondern als selbstverständliches
Instrument im Wettbewerb der Systeme. Europa hingegen ringt um fiskalische Regeln,
institutionelle Zuständigkeiten und politische Kompromisse. In einer Welt, in der Tempo und
Kapital über technologische Führerschaft entscheiden, droht diese Zögerlichkeit zum
strukturellen Nachteil zu werden.

Der neue globale Investitionszyklus
Die Vereinigten Staaten haben mit dem „Inflation Reduction Act“ und dem „CHIPS and
Science Act“ ein industriepolitisches Signal gesetzt, das sogar unter der neuen Trump-
Regierung weiter wirkt. Hunderte Milliarden Dollar an Steuergutschriften, Subventionen und
Forschungsprogrammen sollen Investitionen in Halbleiter, Batterietechnologie, Wasserstoff,
Elektromobilität und erneuerbare Energien anziehen. Das Ziel ist strategische Autonomie –
insbesondere gegenüber China – und die Rückverlagerung kritischer Wertschöpfungsketten.

Tatsächlich zeigen erste Daten eine deutliche Zunahme privater Investitionsankündigungen
in den USA. Neue Halbleiterfabriken entstehen, Batteriewerke werden geplant,
Produktionslinien für Solarmodule und Elektrofahrzeuge ausgebaut. Industriepolitik fungiert
hier als Hebel, um privates Kapital in strategisch definierte Sektoren zu lenken.

Auch China bleibt trotz konjunktureller Abkühlung investitionsgetrieben. Die Führung in
Peking setzt weiterhin auf staatlich koordinierte Programme zur Förderung von
Hochtechnologie, Künstlicher Intelligenz, Elektromobilität und strategischer Infrastruktur.
Staatsbanken und Provinzregierungen spielen eine zentrale Rolle bei der Finanzierung. Die
Volksrepublik verfolgt dabei ein langfristiges Ziel: technologische Eigenständigkeit und die
Reduktion externer Abhängigkeiten.

Indien wiederum nutzt die geopolitische Neuordnung der Lieferketten. Multinationale
Konzerne diversifizieren ihre Produktion, um Risiken in China zu reduzieren. Neu-Delhi
flankiert diese Entwicklung mit Produktionsanreizen, Investitionsprogrammen und
Infrastrukturprojekten. Das Land positioniert sich zunehmend als Alternative in globalen
Wertschöpfungsketten.
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Selbst rohstoffreiche Staaten am Golf investieren massiv in ihre wirtschaftliche
Diversifizierung. Staatsfonds beteiligen sich weltweit an Technologieunternehmen, während
im Inland Milliarden in Industriecluster, Digitalwirtschaft und erneuerbare Energien fließen.
Kapital wird strategisch eingesetzt, um die Zeit nach dem Öl vorzubereiten.

Europas zögerliche Antwort
Europa hat auf diese Dynamik reagiert – aber weniger entschlossen. Mit dem
Investitionsinstrument „NextGenerationEU“ wurde nach der Pandemie ein historisches
Finanzpaket geschnürt. Es soll Digitalisierung, Klimaschutz und strukturelle Reformen
fördern. Auch Initiativen zur Stärkung der Halbleiterproduktion wurden angestoßen.

Doch im Vergleich zu den amerikanischen Programmen wirkt Europas Ansatz fragmentiert.
Die Mittel verteilen sich auf unterschiedliche Mitgliedstaaten mit divergierenden Prioritäten.
Genehmigungsprozesse sind komplex, Beihilferegeln restriktiv, die Umsetzung häufig
langsam. Während Washington steuerliche Anreize direkt und unbürokratisch gewährt,
diskutieren europäische Institutionen über Zuständigkeiten und Haushaltsgrenzen.

Ein Kernproblem liegt in der institutionellen Architektur der Europäischen Union. Fiskalpolitik
bleibt weitgehend nationale Kompetenz. Die Schuldenregeln setzen enge Grenzen,
insbesondere für hochverschuldete Mitgliedstaaten. Gleichzeitig sind Investitionen in
Verteidigung, Energieinfrastruktur oder digitale Netze kapitalintensiv und langfristig
angelegt. Der politische Wille zu gemeinsamer Verschuldung – wie während der Pandemie –
ist bislang begrenzt.

Kapitalflucht und Risikoscheue
Hinzu kommt eine strukturelle Schwäche der europäischen Kapitalmärkte. Während die USA
über tiefe, integrierte Finanzmärkte verfügen, bleibt Europa fragmentiert. Unterschiedliche
Insolvenzrechte, steuerliche Rahmenbedingungen und Aufsichtsstrukturen erschweren
grenzüberschreitende Investitionen.

Das Resultat ist paradox: Europa verfügt über hohe Sparquoten, doch ein erheblicher Teil des
Kapitals fließt in außereuropäische Märkte, insbesondere in amerikanische
Technologieunternehmen. Europäische Start-ups klagen über mangelndes Wachstumskapital.
Börsengänge finden häufig in New York statt, nicht in Frankfurt oder Paris.
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Seit Jahren wird eine Kapitalmarktunion diskutiert. Fortschritte bleiben begrenzt. Ohne eine
effizientere Mobilisierung privaten Kapitals droht Europa, innovative Unternehmen zu
verlieren – sei es durch Übernahmen oder durch Abwanderung.

Industrie im Transformationsdruck
Die industrielle Basis Europas steht zugleich unter erheblichem Anpassungsdruck. Die
Transformation zur Klimaneutralität erfordert massive Investitionen in Energieeffizienz,
Elektrifizierung und neue Produktionsverfahren. Die Automobilindustrie, lange ein Rückgrat
europäischer Wertschöpfung, befindet sich im Umbruch: Elektromobilität, Batterietechnologie
und softwarebasierte Geschäftsmodelle verändern die Wettbewerbslandschaft grundlegend.

Gleichzeitig sind die Energiepreise in Europa strukturell höher als in den USA, insbesondere
seit dem Wegfall günstiger russischer Gaslieferungen. Unternehmen sehen sich mit höheren
Produktionskosten konfrontiert. Investitionsentscheidungen werden neu kalkuliert – und nicht
selten zugunsten außereuropäischer Standorte getroffen.

Zwar bemühen sich einzelne Mitgliedstaaten um industriepolitische Gegenmaßnahmen, etwa
durch Transformationsfonds oder gezielte Subventionen. Doch ohne europäische
Koordination droht ein Subventionswettlauf innerhalb des Binnenmarktes, der finanzstarke
Länder begünstigt und strukturschwächere Regionen zurücklässt.

Sicherheitspolitik als Investitionstreiber
Der russische Angriff auf die Ukraine hat zudem eine sicherheitspolitische Zeitenwende
ausgelöst. Verteidigungsausgaben steigen in nahezu allen europäischen Staaten. Militärische
Beschaffung, Cyberabwehr und Infrastrukturinvestitionen gewinnen an Bedeutung.

Hier eröffnet sich durchaus ein industrielles Potenzial. Eine stärkere Integration der
europäischen Rüstungsindustrie könnte Skaleneffekte schaffen und technologische
Kompetenzen bündeln. Doch nationale Interessen und unterschiedliche Beschaffungslogiken
stehen einer konsequenten Kooperation bislang im Weg. Doppelstrukturen und Ineffizienzen
sind die Folge.
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Energie und grüne Transformation
Die Energiewende bleibt eine zentrale strategische Herausforderung. Der Ausbau
erneuerbarer Energien schreitet voran, doch Netzinfrastruktur, Speichertechnologien und
Wasserstoffwirtschaft erfordern langfristige Milliardeninvestitionen. Gleichzeitig bieten diese
Sektoren die Chance, neue industrielle Kerne zu entwickeln.

Europa verfügt über technologisches Know-how, gut ausgebildete Arbeitskräfte und einen
großen Binnenmarkt. Doch Genehmigungsverfahren dauern oft Jahre, regulatorische
Unsicherheiten hemmen private Investitionen. In einem globalen Umfeld beschleunigter
Transformation kann administrative Langsamkeit zum Standortnachteil werden.

Europa steht vor einer Grundsatzentscheidung. Fiskalische Vorsicht und institutionelle
Komplexität haben historisch zur Stabilität des Kontinents beigetragen. Doch in einer Phase
globaler industriepolitischer Offensive könnte übermäßige Zurückhaltung selbst zum Risiko
werden. Wettbewerbsfähigkeit entsteht heute nicht allein durch Marktkräfte, sondern durch
strategische Rahmensetzung.

Die entscheidende Frage lautet daher, wie Europa Investitionen mobilisieren kann, ohne
seine ordnungspolitischen Prinzipien aufzugeben. Eine vertiefte Kapitalmarktintegration,
beschleunigte Planungsverfahren, gezielte gemeinsame Finanzierungsinstrumente und eine
klare Prioritätensetzung in Schlüsseltechnologien wären mögliche Ansatzpunkte.

Der globale Investitionszyklus hat begonnen. Wer jetzt gestaltet, setzt Standards für
Jahrzehnte. Europa verfügt über die Ressourcen und das Wissen, um mitzuhalten. Doch ohne
institutionelle Reformbereitschaft und politischen Mut droht der Kontinent, in der neuen
industriellen Ordnung eine nachgeordnete Rolle einzunehmen.
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